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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 6. November 1964 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Portugiesischen Re- 
publik über Soziale Sicherheit 

— Drucksache V/2262 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Eilers 


1. Zum Gesetzentwurf 

Der Gesetzentwurf enthält die in Ratifikationsge- 
setzen üblichen Vorschriften. Artikel 3 gibt die Mög- 
lichkeit, außerordentliche Belastungen auszugleichen, 
die durch das Abkommen im Bereich der Kranken- 
versicherung entstehen können. Artikel 3 paßt die 
Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
kindergeldgesetzes vom 22. Oktober 1965 den Er- 
fordernissen des Abkommens an. 


2. Zum Abkommen 

Das Abkommen ist einer der üblichen zwischen- 
staatlichen Verträge über Soziale Sicherheit, wie sie 
die Bundesrepublik Deutschland mit einer Reihe an- 
derer Staaten geschlossen hat. Es regelt auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit die Beziehungen der 
beiden Staaten auf dem Gebiet der Sozialen Sicher- 
heit, insbesondere für die portugiesischen Arbeit- 
nehmer, welche auf Grund der Vereinbarung vom 
17. März 1964 für eine Arbeitstätigkeit in Deutsch- 
land angeworben wurden. 

Das Abkommen erstreckt sich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf die Krankenversicherung, die 
Unfallversicherung, die Rentenversicherungen und 
das Kindergeld. 


Die wichtigsten Vorschriften des Abkommens be- 
inhalten 

— die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staats- 
angehörigen in ihren Rechten und Pflichten im 
Bezug auf die Soziale Sicherheit und die sich 
daraus ergebende — im allgemeinen uneinge- 
schränkte — Gewährung von Leistungen bei Auf- 
enthalt im anderen Vertragsstaal; 

— die Zusammenrechnung der in beiden Staaten 
zurückgelegten Versicherungszeiten für die An- 
spruchsvoraussetzungen, insbesondere die War- 
tezeit; 

— die Gewährung von Aushilfsleistungen aus der 
Kranken- und Unfallversicherung des einen 
Staates bei Aufenthalt des Berechtigten im ande- 
ren Vertragsstaat; 

~ die Gewährung von Kindergeld an Personen, die 
sich im anderen Land gewöhnlich aufhalten. 

Das Abkommen beruht somit im wesentlichen auf 
den gleichen Grundsätzen wie die Verordnung Nr. 3 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und das deutsch^spanische Abkommen über Soziale 
Sicherheit. Abweichend von diesen Regelungen er- 
folgt die Berechnung der Renten aus der Rentenver- 
sicherung nach einem anderen, vereinfachten System, 
das jedoch für die deutsche Seite im wesentlichen 
zum gleichen Ergebnis führt. 
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zum Gegenstand neuer Verhandlungen auch zwi- 
schen den Vertragsstaaten zu machen. 

Anläßlich der Beratungen im Ausschuß war die 
Frage nach den finanziellen Auswirkungen der zwei- 
seitigen Abkommen über Sozialversicherung und der 
EWG-Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer aufgetaucht. 
Aus der von der Bundesregierung für das Jahr 1966 
vorgelegten Aufstellung ergibt sich, daß in der Ren- 
tenversicherung für rund 124 000 Rentenberechtigte 
Zahlungen in Höhe von 123,4 Mio DM geleistet wur- 
den. Nicht enthalten sind darin Zahlungen an Aus- 
länder, die in der Bundesrepublik verblieben sind. 
Die Höhe der durchschnittlichen Rente ist dabei für 
die einzelnen Vertragsstaaten sehr unterschiedlich, 
da die Dauer des Aufenthalts von Arbeitnehmern 
aus diesen Ländern große Schwankungen aufweist. 

Die Rentenleistungen der Unfallversicherung um- 
fassen rund 17,8 Mio DM im Jahre 1966 für 6950 
Rentner. Aufstellungen über die Sachleistungen und 
Krankengeldzahlungen aus der Kranken- und Unfall- 
versicherung lassen sich für neuere Jahre nicht ge- 
ben, da die entsprechenden Anforderungen der Er- 
stattungsbeträge durch ausländische Versicherungs- 
träger in der Regel erst nach Ablauf von zwei bis 
drei Jahren vorgelegt und gezahlt werden. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner 
Sitzung am 13. März 1968 einstimmig beschlossen, 
dem Plenum des Deutschen Bundestages die Zu- 
stimmung zu dem Gesetzentwurf vorzuschlagen. 


Bonn, den 13. März 1968 

Frau Eilers 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2262 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 13. März 1968 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Frau Eilers 

Vorsitzender Berichterstatterin 


3. Zur Zusatzvereinbarung 

Die Zusatzvereinbarung regelt die verwaltungs- 
mäßige Durchführung des Abkommens. Sie ent- 
spricht in ihren Regelungen der Verordnung Nr. 4 
des Rates der EWG. Da sie auch Bestimmungen mit 
normativem Charakter enthält, war sie in das Zu- 
stimmungsverfahren einzubeziehen. 


4. Das Zusatzprotokoll 

Das Zusatzprotokoll wurde geschlossen, um für 
eine Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des Ab- 
kommens den Angehörigen der portugiesischen Ar- 
beitnehmer, welche auf Grund der Vereinbarung 
vom 17. März 1964 nach Deutschland gekommen wa- 
ren, Schutz im Krankheitsfalle zu gewährleisten. Die 
Leistungen sind aushilfsweise von den portugie- 
sischen Trägern gewährt worden. Das Zusatzproto- 
koll regelt die Kostenerstattung durch die deutschen 
Krankenkassen. 


5. Das Schlußprotokoll 

Das Schlußprotokoll regelt weniger wichtige Fra- 
gen der Durchführung des Abkommens, wie z. B. 
die Einbeziehung von Flüchtlingen, die Zahlung von 
Vorschüssen. Es enthält eine Absichtserklärung bei- 
der Vertragsparteien, die im Rahmen der EWG zu 
erwartenden Regelung über die Familienbeihilfen 
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